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Napoleon III. und das zweite Kaiserreich in Frankreich 
In Frankreich sollte nach der neuen Verfassung der Präsident vom Volk gewählt werden, und die 
Wahl wurde auf 10. Dezember 1848 festgelegt. Der Kandidat der liberal-konservativen Parlaments-
mehrheit war der Diktator und Regierungschef Cavaignac, der im Juni die Pariser Arbeiterauf-
stände brutal niedergeschlagen hatte. Gegenkandidat war Prinz Louis Napoleon, Sohn der Königin 
Hortense und des Napoleonbruders Louis, der Frankreich 1814 hatte verlassen müssen und in 
Konstanz und Augsburg die Schule besucht und später in der Schweiz gelebt hatte (Schloss 
Arenenberg im Thurgau war der Verbannungssitz seiner Mutter). 1836 war er bei einem Putschver-
such in Straßburg verhaftet und nach Rio de Janeiro abgeschoben worden. Als er 1837 zu seiner 
sterbenden Mutter in die Schweiz zurückkehrte, verlangte Frankreich seine Auslieferung, der Kan-
ton Thurgau weigerte sich, aber bevor es zum Krieg kam, emigrierte der Prinz nach England. Von 
dort aus machte er 1840 den zweiten Putschversuch in Boulogne-sur-mer. Er wurde gefangen und 
zur Haft auf der Festung Ham in der Picardie verurteilt. Die lockere Haft nutzte er, um die Proble-
me Frankreichs zu studieren (lôuniversit® de Ham). 1846 konnte er nach England fliehen. Nach der 
Revolution kam er nach Frankreich, wurde Abgeordneter und kandidierte dann für das Präsiden-
tenamt. Obwohl fast unbekannt und ohne großen Wahlkampf wurde er mit 75% der Stimmen zum 
Präsidenten gewählt und übernahm am 20. Dezember von Cavaignac die Amtsgeschäfte. Der 
prince-président beobachtete die Schwierigkeiten der Parteien und Regierungen und konnte all-
mählich Leute seines Vertrauens dort unterbringen. Gleichzeitig bereiste er das Land, la France 
profonde, und schaffte sich so einen Anhang. Kurz vor Ablauf seiner Amtszeit organisierte er am  
2. Dezember 1851, dem Jahrestag der Kaiserkrönung Napoleons und der Schlacht von Austerlitz, 
einen Staatsstreich, der blutiger ausfiel, als er gedacht hatte, er erließ eine neue Verfassung, die 
ihm große Vollmachten sicherte, und am 21. Dezember wurde er mit einem eindrucksvollen 
Plebiszit (7,5 Mio gegen 640 000) bestätigt. Bei einem weiteren Plebiszit für die Einführung des 
Kaisertums im November 1852 war der positive Stimmanteil noch höher, und am 2. Dezember  
1852 ließ er sich als Napoleon III. zum Kaiser ausrufen. Das neue Empire war autoritär, aber 
Napoleon sicherte sich immer wieder Rückendeckung durch Plebiszite, und er machte eine aktive 
Wirtschaftspolitik, die Arbeitsplätze schaffte und die Lebensbedingungen der arbeitenden Bevöl-
kerung verbesserte. Paris wurde grundlegend modernisiert (Baron Haussmann), das Eisenbahn-
netz wurde ausgebaut, Straßen, Wasserstraßen und Kanäle sorgten für bessere Transportmöglich-
keiten. Zwei Weltausstellungen in Paris 1855 und 1867 zeigten den Fortschritt und die führende 
Stellung des zweiten Kaiserreichs. Das Ansehen Napoleons III. in Frankreich leidet bis heute 
darunter, dass er in Paris und bei der Elite unbeliebt war und nicht ernst genommen wurde (Victor 
Hugo, Napoleon le Petit, 1851). Auch das berühmte Urteil von Karl Marx (Der achtzehnte Brumaire 
des Louis Bonaparte, 1852) hat seinem Andenken geschadet: Hegel bemerkt irgendwo, dass alle 
großen weltgeschichtlichen Thatsachen und Personen sich so zu sagen zweimal ereignen. Er hat 
vergessen hinzuzufügen: das eine Mal als große Tragödie, das andre Mal als lumpige Farce.  
Aber die über zwanzigjährige Regierungszeit Napoleons III. ist für die Ausgestaltung des 
modernen Frankreich nicht wegzudenken. 
(Johannes Willms: Napoleon III. Frankreichs letzter Kaiser. Beck München 2008) 



Der Krimkrieg 
Napoleon modernisierte und vergrößerte die Armee. In Algerien führte er die Kolonial- und 
Siedlungspolitik des Bürgerkönigs weiter. Seit 1856 versuchte Frankreich, in Indochina militärisch 
Fuß zu fassen, und 1859 wurde Saigon erobert und der Süden des Landes mit dem Mekong-Delta 
französisch besetzt. Doch zur großen Bewährungsprobe wurde der Krimkrieg. Zar Nikolaus von 
Russland beanspruchte als orthodoxer Herrscher, die einzige Schutzmacht der christlichen Stätten 
in Konstantinopel und in der osmanischen Türkei zu sein, um dadurch in der Türkei  jederzeit 
eingreifen zu können. 1853 besetzte Russland im Mai die Donaufürstentümer Moldau und 
Walachei und wurde dadurch zum neuen slawischen Schwergewicht auf dem Balkan. Die Türkei 
erklärte daraufhin im Oktober Russland den Krieg. Im November griff die russische Schwarzmeer-
flotte auf der Südseite des Schwarzen Meeres an, und eine entscheidende Niederlage der osma-
nischen Türkei schien sicher.  
 
Deshalb schrieb Napoleon an den Zaren und forderte das Ende der Feindseligkeiten. Der Zar wich 
in der Antwort aus, und daraufhin verband sich Frankreich mit England, sie schlossen ein Bündnis 
mit der Türkei und erklärten im März 1854 Russland den Krieg. Österreich schloss sich den Ver-
bündeten nicht an, verlegte aber Truppen auf den Balkan und band so russische Streitkräfte. Am 
31. Mai landeten französische und englische Truppen (je etwa 30 000) in Varna am Schwarzen 
Meer und erreichten im September die Krim, um Sewastopol zu belagern. Die Russen verteidigten 
ihr Staatsgebiet, die Verbündeten wollten Russland vorführen. Die einzelnen Kriegshandlungen 
waren eine blutige Schlächterei, die in der nachträglichen Legende zu historischen Heldentaten 
umgedeutet wurde. Die hygienischen Zustände waren unbeschreiblich, der französische wie der 
englische Oberbefehlshaber starben an Infektionen, ebenso viele Soldaten (von 70 000 toten 
Franzosen starben 50 000 durch Krankheiten). Die Krankenschwester Florence Nightingale 
übernahm ein Hospital in Istanbul und reformierte das Lazarettwesen. Die Belagerung von Sewas-
topol dauerte über ein Jahr. Als die Franzosen unter Mac-Mahon im September 1855 das Fort 
Malakow eroberten, sprengten die Russen ihre militärischen Anlagen und zogen sich zurück. Im 
November besuchte der neue Zar Alexander II. den Kriegsschauplatz und entschied, den Krieg zu 
beenden. Auf Einladung Napoleons fanden die Friedensverhandlungen in Paris statt und führten 
am 30. März 1856 zum Frieden von Paris. Damit war das zweite Kaiserreich an der Stelle Öster-
reichs zum politischen Schwergewicht geworden, und Kaiser Napoleon III. so etwas wie der 
Schiedsrichter Europas. Die Weltausstellung in Paris 1855 versinnbildlichte diese neue Führungs-
rolle. 
 
Der Konflikt mit Österreich und die italienische Einheit 
Österreich war der alte Dauergegner und Machtkonkurrent Frankreichs in Europa und hatte bis 
1848 die europäische Politik geleitet. Ein Pfeiler der österreichischen Macht war seine Stellung in 
Norditalien, das Königreich Lombardo-Venetien, das militärisch durch das Festungsviereck Man-
tua ï Peschiera ï Verona ï Legnano gesichert war und von 1831 bis 1857 von dem legendären 
Oberkommandierenden Radetzky befehligt wurde. Seit der Niederschlagung der Revolution von 
1848 und dem Rücktritt des resignierten Kaisers Ferdinand wurde Österreich vom Militär bestimmt 
(Windischgrätz und Schwarzenberg), der jugendliche Kaiser Franz Joseph regierte absolutistisch 
und bürokratisch, und alle Zugeständnisse an die Revolution (Pillendorfer Verfassung) wurden 
aufgehoben. In Ungarn wurde die Revolution erst 1849 mit russischer Hilfe niedergeschlagen, und 
in Italien konnte Radetzky die Truppen von Savoyen-Piemont 1848 (Custozza) und 1849 (Novara) 
schlagen. Aber die Stimmung war antiösterreichisch.  Napoleon III. war der italienischen Einheits-
bewegung besonders verbunden, weil er 1831 bei den Carbonari gegen die österreichische 
Vorherrschaft gekämpft und dabei seinen älteren Bruder verloren hatte. In Frankreich musste er 
aber Rücksicht auf die ihn tragenden eher konservativ-katholischen Landbewohner nehmen, die 
eine Einschränkung der weltlichen Macht des Papstes nicht ohne weiteres hinnehmen würden. Der 
Kirchenstaat trennte aber wie ein Riegel den Norden Italiens vom Süden, und ohne ihn war an eine 
italienische Einheit nicht zu denken. Am 14. Januar 1858 verübte Felice Orsini vor der Pariser 
Oper ein Attentat auf Napoleon, bei dem dieser zwar unverletzt blieb, aber viele Menschen ge-
troffen wurden und mehrere starben. Der Grund dafür war, dass Orsini glaubte, Napoleon habe die 
italienische Einheit verraten. Er wurde zum Tod verurteilt und hingerichtet, aber Napoleon hatte 
vorher Kontakt mit ihm aufgenommen und ihm verspochen, sich für Italien einzusetzen. Im Juli 
1858 traf sich Napoleon in Plombières-les- Bains in den Vogesen heimlich mit dem Grafen Cavour, 



seit 1852 Premierminister von Sardinien-Savoyen-Piemont, und die beiden Mächte schlossen 
einen Beistandspakt, wenn Savoyen von Österreich angegriffen würde. Danach versuchte Cavour, 
Österreich durch Aufrüstung zu provozieren. Im April 1859 verlangte Österreich ultimativ die 
Entwaffnung, und als Sardinien ablehnte, marschierten österreichische Truppen im Bewusstsein 
ihrer Überlegenheit in Piemont ein. Damit war für Frankreich der Kriegsgrund gegeben. Die 
österreichische Armee nutzte ihre anfänglichen Vorteile nicht aus, die französischen Truppen 
wurden mit der Bahn in Stellung gebracht, und mit der Schlacht von Magenta wurden am 4. Juni 
die Österreicher zum Rückzug gedrängt und Mailand befreit. Inzwischen hatten sich die 
Österreicher verstärkt, Kaiser Franz Josef hatte persönlich den Oberbefehl übernommen, und es 
kam am 24. Juni zur Schlacht bei Solferino, einer mörderischen Schlächterei, bei der die 
Österreicher sich zurückziehen mussten, die aber keine Entscheidung brachte. Napoleon war, 
ebenso wie der Schweizer Henri Dunant, der nach diesen Erfahrungen das Rote Kreuz gründete, 
von dem Leiden und Sterben so erschüttert, dass er sich schon in den nächsten Tagen mit Kaiser 
Franz Josef traf und den Vorfrieden von Villafranca abschloss. Österreich trat die Lombardei an 
Frankreich ab, behielt aber Venetien. Frankreich übergab die Lombardei an Sardinien und erhielt 
dafür (nach einer Volksabstimmung) das französischsprachige Savoyen und Nizza. 
  
Die italienische Einheit war nun nicht mehr aufzuhalten. In den kleineren Staaten Mittelitaliens und 
im Kirchenstaat übernahmen 1860 Volksbewegungen die Regierung und schlossen sich dem 
Königreich Sardinien an. Rom selber konnte für den Papst gehalten werden, aber nur durch 
französische Truppen, die die Sicherung übernahmen. Garibaldi landete auf Sizilien und stürzte 
das bourbonische Regime in Neapel. Nach einem Plebiszit und Parlamentswahlen erfolgte am 17. 
März 1861 die Proklamation des Königs Vittorio Emmanuele zum König von Italien durch die 
Gnade Gottes und den Willen des Volkes. Die vorläufige Hauptstadt wurde Florenz. Der politische 
Gründer Cavour starb allerdings schon am 6. Juni 1861 nach einem Schlaganfall.  

Österreich konnte zwar Venetien noch halten, aber gegen den Sog der italienischen Einheit nur mit 

verstärkter Repression und hoher militärischer Präsenz. Österreich war geschwächt, und Napoleon 

hatte die französische Führungsrolle verstärkt und bestätigt. Er hatte das Selbstbestimmungsrecht 

der Italiener durchgesetzt, aber die Frage der deutschen Einheit war viel schwieriger, weil Frank-

reich ein einiges Deutschland als machtpolitischen Konkurrenten fürchten musste. 

 

                                      Napoleon III. auf dem Schlachtfeld von Solferino 

 



Liberalismus und allgemeines Wahlrecht 

Die Liberalen des 19. Jahrhunderts gehörten zu den gebildeten und besitzenden Schichten, und 

sie waren Gegner des allgemeinen Wahlrechts, weil sie der breiten Bevölkerungsmehrheit keinen 

politischen Sachverstand zutrauten. So hielten sie etwa in Preußen und Baden am eingeschränk-

ten Zensuswahlrecht fest, in Baden, weil sie eine katholisch-klerikale Mehrheit fürchteten, in 

Preußen, weil sie eine Mitsprache der Katholiken wie der Arbeiter verhindern wollten. Die stärk-

sten Förderer des allgemeinen Wahlrechts waren Napoleon III. in Frankreich, der sein Kaisertum 

durch regelmäßige Plebiszite absicherte, Bismarck, der das allgemeine Wahlrecht für den Reichs-

tag durchsetzte, und in England Benjamin Disraeli, der 1867 eine sehr weitgehende Wahlrechtsre-

form verwirklichte. Alle drei Politiker zeigten auch ein soziales Engagement, ein Bemühen, die 

Lage der neuen Arbeiterschicht durch Reformen wie Arbeitszeitbegrenzung, Mindestlohn, Alters-

oder Krankenversicherung zu verbessern. Das allgemeine Wahlrecht machte auch die Bildung und 

den Erfolg von Arbeiterparteien neuen Typs möglich, wo sich die kleinen Leute durch Mitglieds-

beiträge eine Organisation für ihre Interessen schafften und Repräsentanten dafür in die Parla-

mente brachten. Aus dem Gegeneinander von Konservativen und Liberalen, in England Disraeli 

und Gladstone, wurde im 20. Jahrhundert der von Konservativen und Arbeiterparteien. 

 

Der Aufstieg Preußens: Wilhelm I. und Bismarck   

Preußen hatte nach 1848 eine deutliche Niederlage in seinen deutschen Ansprüchen hinnehmen 

müssen. Der resignierte König Friedrich Wilhelm IV. interessierte sich danach nur noch für seine 

Bauprojekte und überließ das politische Geschäft mehr und mehr seinem Bruder Wilhelm, seit 

1858 offiziell als Regent, seit 1861 als König. Wilhelm war willens, mit der liberalen Mehrheit im 

preußischen Abgeordnetenhaus zusammenzuarbeiten. Aber er war von Ausbildung und Beruf her 

Militär und hielt eine Heeresreform mit Ausschöpfung der allgemeinen Wehrpflicht und dreijähriger 

Dienstzeit für unumgänglich. Die Mehrheit im Abgeordnetenhaus wollte das nicht, aber auch den 

Konflikt mit Wilhelm vermeiden und stimmte deshalb den notwendigen Ausgaben für die Reform 

vorläufig zu. Aber nach einer Neuwahl im Dezember 1861 wollte das Abgeordnetenhaus die Mittel 

für die Heeresreform nicht weiter billigen, der König sah die Weiterführung der Reform als seine 

Pflicht. In dieser Situation stimmte er der Berufung Otto von Bismarcks als Kampfministerpräsi-

denten im September 1862 zu.  

 

Otto von Bismarck, 1815 geboren, nach einem Jurastudium in der Verwaltungspraxis wegen 

mangelnder Einordnungsfähigkeit gescheitert, zog sich als Landjunker auf sein Gut zurück. Er galt 

als rechter Flügelmann und schrieb gelegentliche Beiträge für die konservative Kreuzzeitung. 1849 

wurde er in den neuen preußischen Landtag gewählt und entwickelte sich dort zum feurigen 

Debattenredner. 1851 wurde er von König Friedrich Wilhelm IV. zum preußischen Gesandten beim 

wiederbelebten Bundestag in Frankfurt ernannt. Er war zur Zusammenarbeit mit Österreich bereit, 

ärgerte sich aber zunehmend über die österreichische Arroganz gegenüber Preußen und kam so 

zu der Erkenntnis, dass eine Lösung der deutschen Frage nur gegen Österreich möglich sei. Von 

1859 an war er Gesandter in St. Petersburg und knüpfte wertvolle Verbindungen, und im April 1862 

wurde er nach Paris versetzt. Von dort holte ihn im September ein Telegramm des Kriegsministers 

Roon nach Berlin zurück. Bismarck führte als preußischer Ministerpräsident die Heeresreform oh-

ne Zustimmung des Abgeordnetenhauses weiter. Mit einer windigen Lückentheorie (die Verfassung 

enthalte keine Regelung für den Fall, dass König und Herrenhaus dafür, das Abgeordnetenhaus 

aber dagegen war) setzte er den Haushalt auf dem Verordnungsweg in Kraft. Dass er selber an 

diese Theorie nicht glaubte, zeigt die Indemnitätsvorlage, mit der er nach seinen Erfolgen 1866 

sein Vorgehen nachträglich absegnen ließ.  

 

Die Auseinandersetzung mit Österreich 

Bismarck war bei den Liberalen in ganz Deutschland verhasst, insbesondere nachdem er 1863 die 

Grenze zu Polen-Russland dicht gemacht und so den Russen die Unterdrückung eines polnischen 

Aufstandes erleichtert hatte. Aber 1864 fand er eine erste Möglichkeit zur nationalen Profilierung. 



Die Elbherzogtümer Schleswig und Holstein gehörten seit 1460 zur dänischen Krone, aber auch 

zum Reich und später zum Deutschen Bund. Dänemark unternahm verschiedene Anläufe zur 

völligen Eingliederung, zuletzt 1863 mit einer einheitlichen Verfassung. Dagegen gab es Wider-

stand in der deutschsprachigen Bevölkerung und vor allem aus nationalen Gründen im übrigen 

Deutschland. Bismarck forderte die Österreicher zum gemeinsamen Eingreifen auf, und die 

preußische Armee, erstmals unter Helmuth von Moltke, schlug die dänische am 18. April 1864 an 

der Düppelner Schanze. Dänemark musste auf die Elbherzogtümer verzichten, und entgegen den 

Wünschen der Bevölkerung, die einen eigenen Staat unter einem Augustenburger wollten, 

übernahmen die beiden Intervenienten die vorläufige Verwaltung, Österreich in Holstein und 

Preußen in Schleswig. Aber natürlich war die Verwaltung Holsteins für Österreich wegen der 

Entfernung wie wegen der Mentalität viel schwieriger.  

 

Schon 1863 hatte der Deutsche Bund auf Betreiben Österreichs die Fürsten zu einem Fürstentag 

nach Frankfurt eingeladen, um dort über eine Reform des Deutschen Bundes zu verhandeln. Aber 

Bismarck hatte seinen König genötigt, dem fernzubleiben. Die 1865/1866 diskutierte Reform sah 

ein fünfköpfiges Direktorium aus Österreich, Preußen, Bayern und zwei Vertretern der Mittel-

staaten oder eine Trias aus Österreich, Preußen und einem Vertreter der Mittelstaaten vor, dazu 

ein Parlament, das von den einzelnen Landtagen beschickt werden sollte. Bismarck bereitete 

inzwischen den Krieg vor, indem er am 8. April einen Bündnisvertrag mit Italien schloss und damit 

Österreich in die Zwickmühle eines Zweifrontenkriegs brachte. Danach schlug er in Frankfurt die 

Einberufung einer aus direkten und allgemeinen Wahlen hervorgehenden Nationalversammlung 

vor. Österreich versuchte sich auf den kommenden Krieg diplomatisch vorzubereiten und ver-

zichtete am 12. Juni zugunsten von Frankreich auf Venetien. Dafür erwartete es Kompensationen 

in Deutschland (Schlesien).  

 

Um Österreich noch weiter zu reizen, ließ Bismarck im Juni Holstein besetzen. Deshalb beschloss 

der Bundestag auf Antrag Österreichs eine Bundesexekution gegen Preußen, während Bismarck 

die deutsche Einheitsbewegung auf seine Seite zu ziehen versuchte und den Bund durch die 

Mobilmachung für aufgelöst erklärte. Der Krieg war in PreuÇen als ĂBruderkriegñ unpopulªr, in 

Süddeutschland fürchtete man dazu eine französische Einmischung. Allgemein rechnete man mit 

einem längeren Krieg und einem österreichischen Sieg. Preußen stellte kleinere Kontingente 

gegen die verschiedenen Bundestruppen ab, aber die Hauptarmee marschierte eilends nach 

Böhmen und schlug die Österreicher bereits am 3. Juli 1866 bei Königgrätz entscheidend. Gegen 

den König und die Militärs setzte Bismarck schnelle Friedensverhandlungen durch, die am 22. Juli 

begannen und am 26. Juli zum Präliminarfrieden von Nikolsburg führten. Österreich musste außer 

Venetien keine Gebietsverluste hinnehmen, dafür aber auf jeden Einfluss in Deutschland verzich-

ten. Preußen annektierte weite Gebiete in Norddeutschland (Hannover, Schleswig-Holstein, 

Hessen-Nassau, Frankfurt) und schloss so die Lücken in seinem Staatsgebiet. Norddeutschland 

wurde in einem sehr fºderalen, aber ganz von PreuÇen dominierten ĂNorddeutschen Bundñ 

organisiert. Die drei süddeutschen Staaten blieben unabhängig. 

 

Die europäische Reaktion war vor allem Verblüffung. Seit dem Dreißigjährigen Krieg war Deutsch-

land der europäische Kriegsschauplatz, das Kriegstheater für die Austarierung des europäischen 

Gleichgewichts zwischen Österreich und Frankreich, aber kaum ein handelndes Subjekt. Preußen 

war eine Möchtegerngroßmacht, die nicht ganz ernst genommen, aber zu Koalitionen herangezo-

gen wurde. England wollte sich aus den europäischen Streitigkeiten heraushalten, und Napoleon 

rechnete mit einem langen und unentschiedenen Krieg, in dem er schließlich als Vermittler auf-

treten und entsprechende Kompensationen für sich herausholen könnte. Die deutsche Einheit 

hatten die großen Mächte trotz Italien nicht auf dem Rechner, eher eine Teilung entlang der Main-

linie. Verblüfft waren die großen Mächte sowohl durch die Klarheit der Niederlage wie durch die 

Geschwindigkeit. Bevor sie begriffen, was läuft, wurden schon die Friedensverhandlungen abge-

schlossen. In Frankreich war Österreich immer der Hauptgegner gewesen, der preußische Anteil 



am Sieg gegen Napoleon wurde nicht gesehen, genau so wenig die Einigungsbewegung, und 

nach 1815 war Österreich wieder die führende Macht. Aber nach Königgrätz tauchte für die 

französische Öffentlichkeit ganz plötzlich das Gespenst eines starken Deutschland ohne 

Österreich auf, und in der öffentlichen Meinung wurde Österreich vom Hauptgegner zum Opfer, 

und Revanche pour Sadowa (Rache für Sadowa, der französische Namen für die Schlacht von 

Königgrätz) ein geflügeltes Schlagwort. 

 

Deutsch-französischer Krieg 1870/71 und Reichsgründung 

Österreich geriet durch die Niederlage in eine Existenzkrise, denn es hatte mit Italien und Deutsch-

land seine beiden wichtigsten Einflussgebiete verloren und musste sich als Balkanmacht neu erfin-

den. So entstand 1867 K & K, die eigentliche kaiserlich-königliche Doppelmonarchie, die Teilung in 

zwei verschiedene Machtbereiche, den kaiserlich-österreichischen und den königlich-ungarischen, 

oder nach dem Grenzfluss Leitha Cisleithanien und Transleithanien, die ein gemeinsames Staats-

oberhaupt, einen Außenminister und einen gemeinsamen militärischen Oberbefehl hatten, aber 

getrennte Parlamente und Regierungen. In Cisleithanien waren die Deutsch-Österreicher führend, 

aber verschiedene Nationalitäten anerkannt und es gab demokratische Versuche; in Transleitha-

nien bestimmte die adlige ungarische Oberschicht die Politik und erdrückte alle Versuche, gegen 

die ungarische Vorherrschaft aufzustehen. Der konservative Einfluss der ungarischen Regierung 

auf den Gesamtstaat war groß. Dieser große Umbau beschäftigte die politische Führung, und es 

gab keinen starken politischen Druck zur Revanche gegen Preußen.  

 

Napoleon hatte nach 1866 einen Teil seiner politischen Geschicklichkeit verloren. Zum einen hatte 

er große gesundheitliche Probleme mit Nierensteinen, stand wegen der Schmerzen unter starken 

Medikamenten und konnte das Wasser nicht mehr halten. Dazu kamen politische Niederlagen wie 

1866, aber auch das peinliche Scheitern des mexikanischen  Abenteuers 1867. Außerdem erfuhr 

er durch liberale Reformen, die die Verantwortlichkeit und damit die Abhängigkeit der Regierung 

von der Abgeordnetenkammer festlegten, einen gewissen Machtverlust. Er war sich der Überle-

genheit Preußens durch seine Militärreform bewusst und legte deshalb 1868 einen entsprechen-

den Reformplan für Frankreich vor mit der Ausschöpfung der allgemeinen Wehrpflicht, der dreijäh-

rigen Dienstzeit und verstärkten Rüstungsanstrengungen. Das wurde von der Abgeordnetenkam-

mer abgelehnt bis auf die Einführung des Chassepotgewehrs, einer modernen Weiterentwicklung 

des preußischen Zündnadelgewehrs, das dann im Krieg seine Wirksamkeit bewies. 

 

Außerdem hatte Napoleon in Bismarck einen Gegner, der die politische Intrige meisterhaft be-

herrschte. Bismarck versicherte ihm immer wieder, dass er für Belgien oder mindestens Luxem-

burg als Kompensation für Frankreich sei, aber die anderen Mächte müssten davon noch über-

zeugt werden. Gleichzeitig warnte er die anderen Mächte vor französischen Ansprüchen. Er 

brachte die süddeutschen Staaten dazu, mit Preußen ein Defensivbündnis gegen einen franzö-

sischen Angriff abzuschließen. In England wurden die Ansprüche auf Belgien mit großem Miss-

trauen gesehen. Bismarck hielt einen Krieg mit Frankreich zur Vollendung der deutschen Einheit 

für unvermeidlich, aber er musste von Frankreich ausgehen. Er nutzte die Empfindlichkeit der 

öffentlichen Meinung in Frankreich und der Presse gegen alles, was die französische Führungs-

rolle in Europa in Frage stellte. Ein Anlass dazu war die mögliche Kandidatur eines süddeutschen 

katholischen Hohenzollernprinzen als König von Spanien. König Wilhelm war dagegen, der Prinz 

zog zurück, aber Bismarck brachte den spanischen General Prim dazu, die Krone noch einmal 

Leopold von Hohenzollern-Sigmaringen anzubieten. Das führte in Frankreich zu einem Sturm der 

Entrüstung. Der Außenminister Herzog von Gramont erklärte vor dem Parlament: Frankreich 

würde nicht dulden, dass der Prinz von Hohenzollern oder sonst irgendein preußischer Prinz den 

spanischen Thron besteigt. Um diesen möglichen Fall zu verhindern, zählt die Regierung zugleich 

auf die Klugheit des deutschen Volkes und auf die Freundschaft des spanischen Volkes. Sollte es 

jedoch anders kommen, so wüssten wir kraft Ihrer (der Abgeordneten) Unterstützung und 

derjenigen der Nation ohne Zögern und ohne Schwäche unsere Pflicht zu tun. 



Mit der Erinnerung an die deutsch-spanische Umklammerung unter Karl V. wurde bewusst 

verwischt, dass der Hohenzoller nicht der preußische König und kein preußischer Prinz war, 

sondern ein weit entfernter süddeutscher Verwandter, dass ein verfassungsmäßiger spanischer 

König sehr wenig zu sagen hatte. Frankreich drohte unverhohlen mit Krieg. König Wilhelm, der zur 

Kur in Bad Ems weilte, wurde dort vom französischen Gesandten Benedetti angegangen. Der 

König erklärte ihm, er sei gegen die Kandidatur und teilte ihm am nächsten Tag mit, dass die 

Kandidatur zurückgezogen sei. Auf Anweisung des Außenministers Gramont, der Festigkeit zeigen 

wollte, verlangte Benedetti vom König noch die Erklärung, dass eine solche Kandidatur grundsätz-

lich nicht in Frage käme.  Auch die gab ihm der König und ließ von seinem Adjudanten ein Tele-

gramm an Bismarck aufsetzen und ¿ber diese Audienzen berichten. Bismarck brauchte Ăein rothes 

Tuch f¿r den gallischen Stierñ, k¿rzte das Telegramm so zusammen, dass es den Eindruck 

erweckte, der König habe das Gespräch abgebrochen und den Gesandten stehen lassen, und gab 

diese Fassung an die Presse und nach Paris weiter. Das führte zu einem Sturm der Entrüstung 

und gegen den Willen Napoleons mit einer Mehrheitserklärung in der Kammer zur Kriegserklärung 

an Preußen. Die französische Öffentlichkeit war sich der Überlegenheit ihrer Waffen sicher, 

rechnete ohne diplomatische Vorbereitung mit einer österreichischen Beteiligung und hielt die 

süddeutschen Staaten für freundlich-neutral.  

 

Tatsächlich blieb Österreich neutral, und die süddeutschen Staaten hatten im Fall eines franzö-

sischen Angriffs ein Defensivbündnis mit Preußen. Die preußisch-deutsche Mobilmachung war 

schneller und präziser als die französische, an die erste Feindberührung südlich von Wissembourg 

am 4. August erinnern verschiedene Denkmäler auf dem Schlachtfeld. Die französischen Truppen 

wurden in mehreren blutigen Schlachten im Elsass (Wörth, Spichern, Nuits, Gravelotte) zurückge-

drängt. Die Hauptarmee unter Bazaine wurde in Metz eingeschlossen. Die Entsatzarmee unter 

MacMahon ließ sich nach Sedan abdrängen und wurde dort eingekesselt. Napoleon war von der 

Pariser Regierung an die Front geschickt worden, trug aber nicht die militärische Verantwortung. 

Doch als er die aussichtslose Lage der Armee MacMahon sah, kapitulierte er, um weiteres 

unnötiges Blutvergießen zu verhindern, am 2. September und ging in preußische Kriegsgefangen-

schaft nach Kassel-Wilhelmshöhe. Als die Nachricht Paris erreichte, wurde am 4. September das 

Kaiserreich gestürzt und die provisorische Republik ausgerufen. Die wollte weiter kämpfen, obwohl 

nach Sedan auch Bazaine in Metz kapituliert hatte. Um das Ende des Krieges zu erzwingen, 

rückten die preußischen und deutschen Truppen weiter vor und begannen mit der Belagerung von 

Paris. Das preußische Hauptquartier wurde im Schloss von Versailles untergebracht. 
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Bismarck wollte den Sieg und die Waffenbrüderschaft benutzten, um die süddeutschen Staaten 

zum  Anschluss an den Norddeutschen Bund zu bewegen. Das Haupthindernis dabei war Bayern. 

Der unwillige bayrische König Ludwig II. war aber durch seine Bauwut stark verschuldet, und 

Bismarck brachte ihn durch Zuwendungen aus dem ĂWelfenfondsñ dazu, dass er in einem Brief 

den Beitritt anbot und König Wilhelm zur Annahme des Kaisertitels aufforderte. Die Verhandlungen 

mit den süddeutschen Staaten (über Sonderrechte) wurde im November/Dezember 1870 in Ver-

sailles abgeschlossen, und als alles geklärt war, konnte am 18. Januar 1871 das neue Kaiserreich 

ausgerufen werden, und zwar im preußischen Hauptquartier im Spiegelsaal von Versailles. Der 

höchste anwesende Fürst, Großherzog Friedrich von Baden, brachte das erste Hoch auf den 

neuen Kaiser aus, die meisten Anwesenden waren preußische Generale. Es war eine improvisierte 

Veranstaltung, wird aber in Frankreich bis heute als bewusste Provokation betrachtet.  

 

Der Frieden von Frankfurt und Elsass-Lothringen 

In Europa war Frankreich als der wahrscheinliche Sieger angesehen worden, und die Bestürzung 

über die schnelle französische Niederlage war groß. Bismarck drängte auf einen baldigen Ab-

schluss, bevor die Staatengemeinschaft zugunsten von Frankreich intervenierte. Sein Verhand-

lungspartner war Adolphe Thiers, der an die Regierung gekommen war, nachdem die jungen Re-

publikaner Gambetta und Ferry mit ihrer levée en masse gescheitert waren. Im Februar wurde eine 

neue Abgeordnetenkammer gewählt, und sie war bereit, in ihrer Mehrheit mit Thiers die harten 

Friedensbedingungen zu akzeptieren, insbesondere die Abtretung von Elsass-Lothringen. Thiers 

stand unter Druck, weil in Paris die sozialistische Commune die Macht übernommen hatte. Nach-

dem der Frieden angenommen war, schauten die Deutschen zu, wie französische Regierungs-

truppen im Ăblutigen Maiñ 1871 in die Hauptstadt eindrangen und die Bewegung niederschlugen. 

Es wurden 30 000 Kommunarden erschossen und weitere 40 000 verhaftet  und deportiert. So 

konnte Thiers dann in seine Hauptstadt einziehen.  

 

Bismarck macht sich in seinen Erinnerungen über die Deutschnationalen lustig, die das Elsass 

zur¿ck haben wollten, weil es Ădeutschñ war, und ebenso ¿ber die Militªrs, die Lothringen als Auf-

marschgebiet für den nächsten Krieg haben wollten, aber er gab beiden nach. So kam es ohne 

Volksabstimmung und gegen die Stimmen der im Februar gewählten Abgeordneten des Elsass zur 

Abtretung. Elsass-Lothringen wurde zum ĂReichslandñ, die neuen B¿rger waren damit B¿rger 

zweiter Klasse, weil sie in einer extrem föderalen Verfassung keine Landesregierung und keinen 

Landesherrn hatten und von Berlin aus verwaltet wurden. Dazu hatte das Militär sich hier im 

Grenzland Sonderrechte gesichert, und die preuÇische ĂBesatzungñ betrachtete die elsässischen 

ĂWackesñ als unzuverlªssige Zeitgenossen und potentielle Landesverrªter. Alles Franzºsische 

wurde verboten und verfolgt. Diese negativen Aspekte haben vergessen lassen, dass Straßburg in 

der deutschen Zeit eine Großstadt mit vorbildlichen Sozialeinrichtungen wurde, dass die ĂReichs-

universitªt StraÇburgñ einen hohen Rang hatte und StraÇburg wie M¿hlhausen wichtige Industrie-

standorte wurden. Bismarck hatte gegen Österreich auf einen schnellen und erträglichen Frieden 

gedrängt, um bleibende und tiefe Verletzungen zu vermeiden. Gegen Frankreich gab er sich diese 

Mühe nicht. Politisch wollte er nach 1871 ein Europa, in dem  Frankreich keine Rolle spielte, son-

dern die Mªchte sich auf Deutschland als den Ăehrlichen Maklerñ  verlassen. 

 

Die ĂDritte Republikñ in Frankreich war zuerst mehrheitlich monarchisch und wollte die Restau-

ration der Bourbonen, erst seit 1875 gab es eine republikanische Mehrheit.  Frankreich fühlte sich 

von Deutschland gedemütigt und wollte Revanche, sah aber gleichzeitig, dass es dazu militärisch 

zu schwach war. Die deutsche Politik nach 1871 ebenso wie Elsass-Lothringen trugen nicht dazu 

bei, das Verhältnis zu entkrampfen, und für einen französischen Politiker war es der Karriere nicht 

förderlich, wenn er sich für eine Verständigung mit Deutschland einsetzte. 

 

 

 



Russland   

Mitten im Krimkrieg starb 1855 Zar Nikolaus I., dessen dreißigjährige Regierungszeit eine anti-

reformerische autokratische Eiszeit mit Interventionen und Interventionsdrohungen in Westeuropa 

gewesen war. Sein Sohn und Nachfolger Alexander II. beendete den Krimkrieg und begann mit 

den ĂGroÇen Reformenñ, zuerst der Bauernbefreiung. Der grundbesitzende Adel war dagegen, die 

Bauern mussten das Land kaufen, auf dem sie lebten und arbeiteten, der Staat streckte ihnen das 

Geld vor, aber ihre Grundherren legten sie herein und bereicherten sich daran. Die Bauern waren 

also mit ihrer Befreiung unzufrieden, und bei den jungen Adligen bildete sich eine Schicht von 

ĂNihilistenñ, die sich vom Zaren und vom Staat betrogen fühlten und den völligen Umsturz wollten. 

Zar Alexander fiel 1881 einem ihrer Attentate zum Opfer, nicht dem ersten. Die Zeit Alexanders ist 

auch die der großen Romanautoren Turgenjew, Dostojewski und Tolstoj. Zur Bauernbefreiung kam 

eine Gerichtsreform, eine Wehrdienstreform, eine Heeresreform (nach deutschem Muster), eine 

wenigstens teilweise Judenemanzipation, und Alexander hatte auf dem Schreibtisch den Erlass für 

eine Verfassung, als er 1881 ermordet wurde.  

 

Alexander gilt als ĂZar-Befreierñ, einmal wegen der Bauernbefreiung, aber auch, weil er sich f¿r die 

Befreiung der orthodoxen Christen vom türkischen Joch, vor allem in Bulgarien einsetzte und damit 

1877 fast einen großen Krieg auslöste. Seine Reformen führten 1863 in Polen zu einem Aufstand, 

den er niederschlagen ließ. Weil Preußen ihn dabei durch die Schließung der Grenze unterstützte, 

stellte er sich 1866 hinter Preußen und drohte 1870 Österreich mit einer Intervention. In Mittelasien 

erweiterte Russland sein Territorium beträchtlich, etwa 1873 durch die Eroberung der Oase Chiwa 

(in Usbekistan). Panslawismus und Kontinentalimperialismus bestimmten also auch schon unter 

Alexander die Stoßrichtung der russischen Politik. Das bedeutete ein stärkeres Engagement auf 

dem Balkan und mehr Rivalität zu Österreich, das sich ja seit 1867 auch dorthin umorientierte, und 

im mittleren Osten bahnte sich ein Zusammenstoß zwischen dem russischen Vordringen und dem 

britischen Interesse in Afghanistan an (erster Krieg 1839-1842, zweiter 1878-1880), the Great 

Game. Bei den Belastungen, mit denen Russland durch die Reformen und diese Aktivitäten 

umgehen musste, war die Zurückhaltung in Europa verständlich.  

 

 Großbritannien 

Das Vereinigte Königreich erlebte 1857 in Indien eine schwere Krise, den großen Aufstand für Un-

abhängigkeit, in England the Big Mutiny, die große Meuterei. Sie wurde brutal niedergeschlagen, 

aber die britische Regierung löste die East India Company auf und übernahm direkt die Verantwor-

tung. Das Land wurde weiter von englischen Beamten regiert. Eine kritische Baustelle war Ägyp-

ten, das Nadelöhr für die britische Verbindung nach Indien, dessen Vizekönig aber ein Schützling 

von Frankreich war, der 1854 dem französischen Ingenieur Ferdinand de Lesseps die Konzession 

für einen Kanalbau erteilte. Mit Unterstützung durch Napoleon III. und französischem Aktienkapital 

wurde der Kanal gebaut und 1869 in Anwesenheit des französischen Kaiserpaars eingeweiht.   

Neu war der Wettlauf um Afrika, zunächst noch mit Missionaren wie Livingstone und Forschern wie 

Stanley, deren Zusammentreffen am Tanganjika-Fluss 1871 Legende ist. Aber den Missionaren 

folgten Missionsstationen, und den Forschern Kaufleute und Handelsniederlassungen.  

 

Gleichzeitig war Großbritannien die fortgeschrittenste Industriemacht, die meisten Lokomotiven 

und Dampfmaschinen kamen von dort, und die Produkte aus anderen Staaten waren oft schlechte 

Kopien. So formulierte ein Preisrichter 1876 auf der Weltausstellung in Philadelphia: Deutsche 

Waren sind billig und schlecht. Der württembergische Ingenieur Max Eyth beschreibt in Hinter 

Pflug und Schraubstock das Wettpflügen zwischen einem britischen und einem (von ihm geführten 

und siegreichen) deutschen Dampfpflug. Die weitreichenden Handelsverbindungen unterstrichen 

und verstärkten diese britische Position.   

  

1848 hob das britische Parlament die Bestimmung auf, dass Juden nicht ins Parlament gewählt 

werden durften, und Benjamin Disraeli wurde ins Unterhaus gewählt und ein Führer der neu for-



mierten Konservativen. Als Schatzkanzler unter Lord Derby setzte er 1866 eine weitgehende Wahl-

rechtsreform durch, und 1868 wurde er Premierminister. Nach einer Neuwahl wurde der Liberale 

William Gladstone sein Nachfolger,  und von 1874 bis 1880 noch einmal Disraeli. Er gilt als 

imperialistischer Weltpolitiker und machte Königin Victoria 1876 zur ĂEmpress of Indiañ.  

 

So beobachtete Großbritannien die Vorgänge auf dem Kontinent, hielt sich aber mit einem Enga-

gement zurück. 1865 billigte der liberale Premierminister Palmerston kurz vor seinem Tod sogar 

die preußische Übernahme von Schleswig-Holstein, denn Dänemark war ein Verbündeter Napo-

leons gewesen, Preußen jedoch der Waffengefährte von Waterloo. Aber die Annexion Hannovers, 

das ja so lange in Personalunion mit Großbritannien gestanden hatte, erregte natürlich Ärger. 

Außerdem sah man klar, dass sich mit der deutschen Einheit das europäische Gleichgewicht 

erheblich verändern würde. Aber die Einweihung des Suezkanals lag 1870 erst ein Jahr zurück, 

und Bismarck beeilte sich, der europäischen Welt und vor allem Großbritannien zu versichern, 

dass das neue Reich Ăsaturiertñ sei und keine weiteren Ambitionen hege. 

 

Die USA   

Die USA litten seit ihrer Gründung an dem Widerspruch zwischen den Menschenrechten und der 

vor allem in den Südstaaten üblichen Negersklaverei, auf den schon der französische Marquis de 

Lafayette hingewiesen hatte. Die ersten Präsidenten waren Farmer und damit Sklavenbesitzer aus 

Virginia. Aber die nördlichen Staaten waren weniger durch diesen agrarischen Großgrundbesitz 

bestimmt, und dort entwickelten sich Industrie und Eisenbahn schneller, der Bedarf an Arbeits-

kräften wuchs, es gab keine Sklaverei, und aus dem Süden geflohene Schwarze fanden dort 

Aufnahme und Arbeit. Dazu kam, dass die nördlichen Staaten für hohe Schutzzölle waren, um ihre 

Produkte gegenüber der britischen Konkurrenz wettbewerbsfähig zu halten, während der Süden 

wegen der Exportabhängigkeit vor allem bei Baumwolle den Freihandel forderte. Es kam zu 

Spannungen zwischen den nördlichen und den Südstaaten, und 1854 wurde im Norden die Partei 

der Republikaner gegründet, deren erklärtes Ziel das Verbot der Sklaverei in der ganzen Union 

war. 1860 wurde ihr Kandidat Abraham Lincoln zum Präsidenten gewählt. Darauf traten 14 Süd-

staaten aus der Union aus, als erster South Carolina noch vor der Amtseinführung im Dezember 

1860. Sie bildeten Anfang 1861 die Confederated States of America und wählten Jefferson Davis 

am 9. Februar 1861 zu ihrem Präsidenten. Lincoln erklärte, sein Amtseid verpflichte ihn, für die 

Erhaltung der Union einzutreten. Den Ausbruch des Krieges (am 12. April) erklärte er später so: 

Beide Parteien missbilligten den Krieg, aber eine von ihnen war eher bereit, Krieg zu führen, als 

die Nation überleben zu lassen, und die andere war eher bereit, den Krieg zu akzeptieren, als die 

Nation untergehen zu lassen. Und der Krieg kam.   

 

Lincoln wurde 1864 von den Unionsstaaten wiedergewählt, fiel aber kurz nach der Amtseinführung 

am 15. April 1865 einem Attentat zum Opfer. Zu der Zeit war der blutige und zerstörerische 

Sezessionskrieg schon für die Nordstaaten entschieden. General Lee kapitulierte am 8. April. Die 

Südstaaten wurden besetzt, die Neger befreit, und in einer langen Phase der reconstruction wurde 

schrittweise die Selbstständigkeit der Staaten wieder hergestellt, aber erst nach Jahren. Der 

siegreiche Oberbefehlshaber der Nordstaaten Ulysses Grant wurde 1868 Präsident. Erst 1884 

wurde mit Grover Cleveland wieder ein Demokrat Präsident. Der Sezessionskrieg hat tiefe Gräben 

aufgerissen, die Integration der Schwarzen ist nicht gelungen, und noch bis nach dem zweiten 

Weltkrieg galten in den Südstaaten in Bussen und in Schulen Einschränkungen für Schwarze. Der 

Krieg hat auch die wirtschaftliche Entwicklung der USA behindert und zurückgeworfen.  

 

Der Roman Onkel Toms Hütte von Harriet Beecher Stowe 1852 schilderte die Schicksale von 

rechtlosen Negersklaven und beeinflusste die öffentliche Meinung in den Nordstaaten und welt-

weit für die Sklavenbefreiung. Dagegen  malte Vom Winde verweht von Margaret Mitchell von 

1936 die untergegangene aristokratische Welt der Südstaatenpflanzer aus. 
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Die Erforschung Afrikas 

Die Umrisse von Afrika wurden im ausgehenden Mittelalter entdeckt, als die Portugiesen unter 

Heinrich dem Seefahrer (1394 ï 1460) den Seeweg nach Indien erkundeten und dabei Stütz-

punkte anlegten, Guinea-Bissao, Kapverdische Inseln, Angola, Mozambique. Ihnen folgten die 

Niederländer, die in der Mitte des 17. Jahrhunderts den Oranje-Freistaat und Transvaal besiedel-

ten. Dazu kamen die oft muslimischen Sklavenhändler, die Einwohner aus dem Inneren Afrikas 

entführten und an die großen Sklavenhändler, meist Engländer, verkauften, oft über die Insel 

Gorée, die heute zum Senegal gehört. Abnehmer waren vor allem die USA und die spanischen 

Kolonien in Südamerika. Aber das Innere Schwarzafrikas blieb lange unbekannt und unentdeckt. 

Das änderte sich in der Mitte des 19. Jahrhunderts. Der Engländer David Livingstone (1813 bis 

1873) startete 1849 mit seinen ersten Forschungsreisen ins Betschuana-Land, in die Wüste 

Kalahari, Sambesi, Malawi, Victoriafälle, den Tanganjikasee. Er war als Entdeckungsreisender 

populär, seine Missionsreisen und Forschungen in Südafrika erschienen bereits 1858 auf deutsche 

(in zwei Bänden Leipzig). Livingstone war eigentlich Missionar, hatte aber Kenntnisse in Medizin, 

lebte lange Jahre mit den Eingeborenen und galt zeitweilig für verschollen. Sein Zusammentreffen 

1871 mit dem jüngeren Henry Morton Stanley, der eine Expedition unternommen hatte, um ihn 

aufzuspüren, gehört zur Entdeckerfolklore.  

 

Aber es gab auch deutsche Forscher, so Eduard Schnitzer (1840 ï 1892) aus Oberschlesien, der 

nach dem Studium der Medizin in die osmanische Türkei ging, wo er in der Verwaltung und im me-

dizinischen Dienst arbeitete und  zum Islam übertrat (Enim Pascha). Von dort aus trat er in den 

Dienst des Vizekönigs von Ägypten und unternahm Forschungsreisen in den südlichen Sudan. Er 

wurde Gouverneur der Provinz Äquatoria und kämpfte unter anderem gegen die Sklavenhändler. 

Durch den Aufstand des Mahdi seit 1881 war er abgeschnitten und wich deshalb nach Uganda 

aus. Er galt als verschollen, und verschiedene Expeditionen wurden ausgerüstet, um ihn zu 

suchen, so Stanley oder der Deutsche von Wissmann. Aber er lebte und forschte weiter, vor allem 

auch sprachwissenschaftlich. 1892 wurde er in der Nähe des Viktoria-Sees von Sklavenhändlern 

getötet. Seit 1878 wurden seine Reise- und Expeditionsberichte in Deutschland gedruckt. Ein 

anderer Forscher war Gustav Nachtigal (1834 ï 1885) aus der Altmark. Er studierte Medizin und 

wurde Militärarzt in Köln. Wegen einer Tb-Erkrankung ging er 1863 nach Tunesien und wurde 

Leibarzt des Bey von Tunis. Von dort aus brach er 1869 zu einer großen Expedition in das west-

liche Afrika auf, ins Tibesti-Gebirge in den heutigen Tschad und nach Nigeria. Über Khartum und 

Ägypten kehrte er 1875 nach Deutschland zurück. Nachtigal war wie Schnitzer ein sehr genauer 

Beobachter und frei von europazentrischer Überheblichkeit, und seine Reise- und Forschungsbe-

richte hatten großen Erfolg. 1884 wurde er von der Politik in Anspruch genommen als Reichskom-

missar für Togo, Kamerun und die Lüderitzbucht. Er starb 1885 auf der Rückreise. 



 
        Deutscher Kolonialatlas mit Jahrbuch 1906, Dietrich Reimer Berlin 1907, Karte 1 
 
Bismarck ärgerte sich 1884 über die Überheblichkeit der Engländer, die Afrika als ihr naturgege-
benes Reservat betrachteten und die anderen Staaten ausschließen wollten. Deshalb nahm er 
1884 plötzlich die drei Gebiete als deutsche Kolonien an und schloss sich mit dem bisherigen 
Gegner Frankreich (Jules Ferry) kurz.             Ernst Engelberg, Bismarck, Band 2, S. 375: 
éAußerdem hatte sich Deutschland bereits im April 1884 dem französischen Protest gegen den 
englisch-portugiesischen Vertrag angeschlossen, der faktisch die Kongomündung an England auslie-
ferte und früher oder später auch die vom belgischen König Leopold II. errichtete Kongokolonie unter 
englischen Einfluss gebracht hätte. Vom 15. November 1884 bis zum 26. Februar 1885 fand in Berlin 
die Kongokonferenz statt, zu der Deutschland und Frankreich ohne vorherige Verständigung mit 
der Kolonialmacht England eingeladen hatten. Das war der Höhepunkt der deutsch-französischen 
Kolonialentente. Auf dieser bislang größten Kolonialkonferenz waren vierzehn vornehmlich europä-


